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Ende des Baubooms
Krieg, Inflation und Zinsanstieg lie-
ßen den Wohnbau in den Rück-
wärtsgang schalten. Die Probleme
und Lösungsansätze. Seiten 6 und 24

Wohnbau im
Rückwärtsgang
Nach dem Rekordhoch bei den Fertigstellungen im

Jahr 2022 geht es nun rasch bergab an der heimischen

Wohnbaufront. Sowohl die gemeinnützigen als auch die

gewerblichen Bauträger fordern Eingriffe von der Politik.
Martin Putschögl

Die Warnungen sind noch gar
nicht richtig verhallt: Öster-
reich baue zu viele Wohnun-

gen, hieß es noch im Sommer 2021.

Der Wohnbau habe sich von der
Haushaltsentwicklung entkoppelt,
auch das erste Corona-Jahr mit sei-
nen Lockdowns sorgte nur für eine
kleine Delle im heimischen Wohn-
bau. 2022 wurde dann mit rund
75.000 neuen Wohneinheiten sogar
zum Rekordjahr. Doch mit den Fol-
gen des Ukrainekrieges wie der ho-
hen Inflation sowie dem rasanten
Zinsanstieg geht der Bauboom nun
ziemlich abrupt zu Ende.

Die Vereinigung Österreichischer
Projektentwickler (VÖPE), also der
großen gewerblichen Bauträger,
schlug bereits vor wenigen Tagen
Alarm. Heuer dürften nur noch Bau-
genehmigungen für rund 15.000
Wohneinheiten im mehrgeschoßi-
gen Segment erteilt werden, 2020
waren es noch fast 45.000. Die ho-

hen Zinsen, Baukosten und Grund-
stückspreise, viel Bürokratie sowie
die mittlerweile berühmte KIM-Ver-
ordnung, die seit August 2022 die
Kreditvergabe streng reglementiert,
stellen die Branche vor große, fall-
weise existenzielle Schwierigkeiten.
Jedenfalls werde der Wohnbau in
den kommenden Jahren  so gut
wie stillstehen", sagte VÖPE-Präsi-
diumssprecher Andreas Köttl, Chef
des Entwicklers Value One, auf
einer Pressekonferenz.

Ein Blick auf die Baubewilli-
gungsstatistiken bestätigt den Ab-
wärtstrend. 2022 wurden in ganz
Österreich etwas weniger als 60.000
Wohneinheiten baubewilligt, wobei
da die Zahlen der Wiener Dachaus-

bauten fehlen. Grundsätzlich ist der
Trend aber rückläufig, sagt Wohn-
bauforscher Wolfgang Amann, der
seine eigene Statistik führt. Ab 2021
zeigen die Kurven für Fertigstellun-
gen und Bewilligungen steil nach
unten.  Es zeichnet sich ein schar-
fer Einbruch in die Richtung von nur
noch 50.000 Einheiten ab."

Amannhat jüngst auf den  Tagen
des Eigenheims" in St. Wolfgang,
einer Tagung der ÖVP-nahen Ge-
meinnützigen, aber auch eine neue
Bedarfsschätzung abgeliefert. Und
diese besagt: Eigentlich sollten in
den nächsten zehn Jahren jährlich
etwa 51.000 neue Wohneinheiten
fertiggestellt werden. Bei den Ein-
familienhäusern wird der Bedarf
seiner Ansicht nach ein wenig
schrumpfen, nämlich auf etwa
8000 Stück. Rund 43.000 Wohnein-
heiten braucht es dann in neuen so-

wie in bestehenden Gebäuden.

 Schock-Absorber"
Und eben gerade weil der gewerb-

liche Sektor so arg in die Bredouille
geraten ist, sollte der Neubau im ge-
förderten Bereich nun  keinesfalls
nachlassen", sagt Amann.  Denn
das System der Gemeinnützigen
dient auch als Schock-Absorber."
Das habe sich zuletzt kurz nach der
Finanzkrise 2008/09 gezeigt, als der
gemeinnützige Wohnbau sein
Niveau zumindest halten konnte.

Doch nun geht es auch im geför-
derten Neubau, sowohl im Eigen-
heim- als auch im großvolumigen
Segment, im Wesentlichen schon
seit zehn Jahren bergab; die Ausga-
ben für die Wohnbauförderung in
den Ländern und damit auch die
Förderzusicherungen für neue So-

zialwohnungen sind rückläufig.

Bedarf an Sozialwohnungen
17.500 neue Wohneinheiten jähr-

lich, und damit etwa ein Drittel von
Amanns Bedarfsschätzung, sollten
Sozialwohnungen sein, sagt Michael
Gehbauer, Geschäftsführer des ge-
meinnützigen Bauträgers WBV-GPA
und Obmanndes Vereins für Wohn-
bauförderung, dem Zusammen-
schluss der SPÖ-nahen Genossen-
schaften. Im Jahr 2022 wurden
16.100 Wohneinheiten von den ge-
meinnützigen Bauträgern fertigge-
stellt, und für die nächsten Jahre ist
auch hier ein starker Rückgang zu
erwarten - wenn nicht noch von der
Politik gegengelenkt wird. Als  So-
fortmaßnahme" fordert Gehbauer
eine  zweckgebundene Wohnbau-
milliarde" aus dem Bundesbudget,
außerdem Haftungsübernahmen
des Bundes für Kapitalmarktdarle-
hen sowie die Wiedereinführung
der Zweckwidmung der Wohnbau-
fördergelder (siehe auch Kasten). Und
dass den Gemeinnützigen im Zuge
des geplanten Mietendeckels der Re-
gierung rund 160 Millionen Euro pro
Jahr fehlen dürften, will mannatur-
gemäß auch nicht so einfach hin-
nehmen. Ein Sonderfonds in glei-
cher Höhe für ökologische Maßnah-
men wird verlangt.

Gehbauer ist außerdem dafür,
dass die Wohnbauförderung nur
noch den gemeinnützigen Bauträ-
gern zugutekommen soll. Diese For-
derung untermauerte er auch in
einer gemeinsamen Pressekonfe-
renz mit SPÖ-Chef Andreas Babler
vor wenigen Tagen. Babler wirkte
leicht überrumpelt, als er von Jour-
nalisten daraufhin gefragt wurde,
ob er auch dafür sei, dass es für
Häuslbauer keine Wohnbauförde-
rung mehr geben sollte. Der SPÖ-
Chef druckste ein wenig herum und
sprach schließlich von einer  Priori-
sierung" der Gemeinnützigen.

Christian Struber, Chef der Salz-
burg Wohnbau und Bundesobmann
der Arge Eigenheim, ist kürzlich
ebenfalls mit Politikerinnen und
Politiker seiner Couleur in St. Wolf-
gang zusammengetroffen, nämlich
mit zahlreichen ÖVP-Wohnbauspre-
chern aus Bund und Ländern - dis-
kutiert wurde dort aber hinter ver-

schlossenen Türen. Worüber, ist
klar: Auch Struber wünscht sich
schon länger so einiges, etwa die Ab-
schaffung der KIM-VO, denn auch
die Gemeinnützigen tun sich
schwer, Wohnungen zu verkaufen.
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Und schon vor Wochen brachte er
zwei neue  Fördertöpfe" innerhalb
der Wohnbauförderung ins Spiel,
für Klimaschutz und für Menschen
mit geringen Einkommen.

Was das Bauen betrifft, sei es in
seinem Heimatbundesland Salzburg
nicht mehr so schlimm wie zuvor,
sagt Struber dem STANDARD.  Das
Baupreisthema stabilisiert sich. Das
Problem liegt eher darin, baureife
Projekte zu bekommen." Dass Bau-
verfahren viel zu lang dauern, kriti-
sierte auch die VÖPEkürzlich auf
ihrer Pressekonferenz. Die wären al-
lerdings Sache der Gemeinden.

In mehreren Ländern wird über
Reformen der Wohnbaufördersys-
teme verhandelt, diverse Zusatzbud-
gets werden geschnürt. In Niederös-
terreich soll die ÖVPbereits eine Lö-
sung gefunden haben, muss sie aber
noch mit dem Koalitionspartner ab-
stimmen. Auch in Wien soll es dem-
nächst zu einer Novelle kommen.

Die Armutskonferenz brachte
kürzlich eine alte Idee ins Spiel: Eine
Wohnbau-Investitionsbank (WBI)
soll Gelder der Europäischen Inves-
titionsbank abholen und günstig
über Darlehen an Bauträger weiter-
reichen. Die gab es vor ein paar Jah-
ren schon - wurde aber politisch ab-
gedreht. Vielleicht war das ja doch
etwas voreilig. Kommentar Seite 24

Mehr zweckgewidmetes Geld
Was die Gemeinnützigen fordern
Sowohl die SPÖ- als auch die ÖVP-nahen Vertre-
ter der Gemeinnützigen fordern mehr Geld aus
der Wohnbauförderung sowie die Wiedereinfüh-
rung der 2008 abgeschafften Zweckwidmung der
Wohnbaufördergelder. Letzteres wäre im Finanz-
ausgleich zu regeln; Bundeskanzler Karl Neham-
mer (ÖVP) hat das Anfang des Jahres auch be-
reits zugesagt.

Der SPÖ-nahe Verein für Wohnbauförderung
verlangt eine  zweckgebundene Wohnbaumil-
liarde", und zwar aus dem Bundesbudget; denn
eine Anhebung des Wohnbauförderbeitrags wäre
den Bundesländern zwar möglich, würde aber
die Lohnnebenkosten entsprechend erhöhen.
Gefordert werden zudem Haftungsübernahmen
des Bundes für Kapitalmarktdarlehen und Maß-
nahmen für leistbare Grundstücke. Die ÖVP-
nahe Arge Eigenheim fordert mehr Geld insbe-
sondere für die Dekarbonisierung.

Entschärfte KIM-Verordnung
Was die Gewerblichen fordern
Die KIM-Verordnung sollte nach Ansicht der Ver-
einigung der Österreichischen Projektentwickler
(VÖPE)  radikal entschärft und für berechenba-
re Fixzinskredite vollends abgeschafft werden",
außerdem sollte die steuerliche Liebhabereifrist

von 20 auf 30 Jahren angehoben werden. Denn
der steuerliche Überschuss bei einer Anleger-
wohnung sei bei hohen Kaufpreisen mit länge-
ren Finanzierungsdauern binnen 20 Jahren oft
nicht mehr zu schaffen. Für selbstnutzende Käu-
fer eines Eigenheims sollten die Kaufnebenkos-
ten  drastisch" reduziert und die Grunderwerb-
steuer von 3,5 Prozent komplett abgeschafft wer-

den, sagte VÖPE-Präsidiumsmitglied Peter Ulm.
Undwas sich die Projektentwickler noch wün-

schen: eine bundesweit einheitliche Förderung
für nachhaltiges Bauen nach Vorbild der deut-
schen KfW-Förderung - und raschere Bewilli-
gungsverfahren zumindest für grüne Bauten.

WOHNBAU

Das Pendel schlägt um
Martin Putschögl

Der Wohnbau kämpft mit allerlei Unbill: hohen Zinsen,
hohen Baukosten, teuren Grundstücken, fehlenden
Käuferinnen und Käufern. Private Interessenten be-

kommenderzeit keinen Kredit; Investoren hätten zwar meist
das Geld, warten aber ab, ob es nicht noch billiger wird für sie.

Ja, die gewerblichen Bauträger hatten fantastische 15 Jah-
re, in denen schier jedes Grundstück vergoldet werden konn-
te. Jetzt sind die Grundstückspreise am Plafond, weil Glücks-
ritter Liegenschaften zu Fantasiepreisen gekauft haben. Viele
Bauträger, vor allem kleine, geraten nun schwer unter Druck.

Umsowichtiger wäre es, dass nach dieser goldenen Ära des
gewerblichen Wohnbaus das Pendel wieder umschlägt und der
Anteil an Sozialwohnungen ammehrgeschoßigen Neubau wie-
der zunimmt. Zuletzt lag der Anteil bei nur noch einem Drit-
tel. Doch auch die Gemeinnützigen haben stark zu kämpfen:
Zu den eingangs erwähnten Herausforderungen gesellen sich
bei ihnen auch noch öffentliche Wohnbaufördertöpfe, die von
Jahr zu Jahr geringer dotiert sind. Auch die KIM-Verordnung,
also die strengen Kreditvergaberegeln seit August 2022, macht
ihnen zu schaffen, weil sie kaum Käufer für ihre freifinanzier-
ten Doppel- und Reihenhäuser finden.

Waswäre also zu tun? Die KIM-Verordnung war zwar be-
stimmt notwendig - nur kam sie umzwei oder drei Jahre zu
spät. Jetzt hat sich der Markt durch die Zinswende ohnehin
schon fundamental gedreht, deshalb könnte die Verordnung
spätestens im kommenden Jahr weiter gelockert werden.

Für die Gemeinnützigen ist die Aufstockung der Wohnbau-
fördermittel zudem essenziell. 2,5 Milliarden Euro werden jähr-
lich in Form der Wohnbauförderbeiträge eingenommen, nur
1,9 Milliarden davon landen tatsächlich im Wohnbau. Kanzler
Nehammer hat die Wiedereinführung der Zweckbindung die-
ser Mittel bereits versprochen. Nun muss er liefern - und zwar
schon in den laufenden Finanzausgleichsverhandlungen.

Die Länder, die im föderalen Österreich eigentlich für den
Wohnbau zuständig sind, müssen ihre Wohnbauförderungen
noch stärker zu Sanierungsförderungen umbauen und den Fo-
kus insgesamt stärker auf den Bestand richten, denn Boden-
sparen ist angesagt. Abgaben oder höhere Grundsteuern soll-
ten helfen, leerstehende Objekte zu mobilisieren - es muss hier
aber auch, notfalls mit Zwang, für vernünftige Preise gesorgt
werden. Denn sonst wird die Spekulation am Grundstücks-
markt nur weiter angeheizt - und das hilft kaum jemandem.
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Fertiggesteilte Wohnungen in Österreich
Ab 2023 Prognose bzw. Schätzung des IIBW (Wolfgang Amann)
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